Stellungnahme der Personalräte der beruflichen Schulen in Stadt und Kreis Offenbach vom 15. November 2006

Die Personalräte der beruflichen Schulen aus der Stadt und dem Landkreis Offenbach nehmen zum laufenden Verfahren zur Entwicklung der zukünftigen Berufsschulstruktur in Stadt und Kreis Offenbach wie folgt Stellung:
Eine Zentralisierung der beruflichen Ausbildung darf nicht zu Lasten regionaler Beschulung gehen. Dies hätte einen Bedeutungsverlust für einzelne Schulstandorte zur Folge (was derzeitig z.B. für die Stadt Offenbach zu befürchten ist). Für eine Reihe von Schülerinnen und Schülern würden verlängerte Fahrwege und Fahrzeiten sowie vermehrte Fahrtkosten unvermeidlich, was zu teilweisen Abwanderungen – etwa nach Frankfurt – und damit zum Bedeutungsverlust von Stadt und Kreis Offenbach als berufliche Ausbildungsregion insgesamt führen würde. Den Betrieben gingen durch verlängerte Fahrzeiten Arbeitszeiten verloren. Der zweite Berufsschultag wäre in manchen Fällen nur noch eingeschränkt im Betrieb nutzbar. Dies wäre sicher kein Anreiz, Ausbildungsplätze in unserer Region einzurichten, eher das Gegenteil ist zu erwarten.
Bereits jetzt bestehen Probleme mit der Größe unserer Schulen. Die Organisation großer System mit über 120 Lehrkräften hat erhebliche Reibungsverluste in der Kommunikation zur Folge. Die Organisation ist bereits jetzt an vielen Stellen überfordert; wir brauchen alle aktuell mehr Schulleitungs- und Verwaltungsstellen. Die Vielzahl von Lernfeldern und Schulformen hat Unübersichtlichkeit zur Folge und kostet viel Zeit für Koordination, wobei gleichzeitig Koordinationsstellen fehlen. So ist die Planung von Stundenplänen in vielen Schulen bereits jetzt sehr schwierig; die Verhältnisse bei Schuljahresbeginn können vielerorts als chaotisch bezeichnet werden.

Berufliche Schulen bieten zunehmend Vollzeitausbildungen an. Angesichts der bei uns herrschenden Jugendarbeitslosigkeit und des Mangels an Ausbildungsplätzen sind diese Angebote unverzichtbar. Eine Vollzeitklasse erhält aber etwa drei Mal so viel Unterricht pro Woche wie eine Teilzeitklasse. Unter diesem Gesichtspunkt sind die Schülerzahlen unserer Schulen stärker zu gewichten als in Regionen, in denen eine entspanntere Ausbildungssituation besteht.

Eine Verkleinerung der Anzahl der Schulstandorte halten wir in unserer Region deshalb für nicht sinnvoll. Vor einer Zusammenlegung zu noch größeren Systemen können wir nur warnen. Wir wollen keine amerikanischen Verhältnisse bei uns mit allen negativen Folgen. Wir wollen nicht, dass bei uns Ghettos entstehen, Ethnien sich separieren, weil eine Schulgemeinschaft schon aufgrund der Größe kaum noch herstellbar ist, soziale Probleme sich verstärken, vielleicht Ausweiskontrollen eingeführt werden müssen, weil sich anders nicht mehr feststellen lässt, wer dazu gehört und wer nicht.
Wir kennen die Praxis vor Ort. Wir wissen, wovon wir reden und wovor wir warnen. Wir fordern die Schulträger auf, nicht weiter über die Köpfe von Lehrer- und Schülerschaft der beruflichen Schulen hinweg zu planen, sondern Personalräte und Schülervertretung am Prozess der Entwicklung der Berufsschulstruktur zu beteiligen und pädagogische Argumente in die Diskussion einzubeziehen.

Im Auftrag der Personalräte der beruflichen Schulen in Stadt und Kreis Offenbach:
Rainer Spatz, Vorsitzender des Gesamtpersonalrats der Lehrerinnen und Lehrer beim Staatlichen Schulamt für die Stadt und den Kreis Offenbach (Main),

Ruth Storn und Michael Köditz, stellv. Vorsitzende
